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Neubeſtellung des Geſetzblattes und Staatsanzeigers, 0 

um eine Verzögerung in der Zuſtellung des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers für 5 

das Jahr 1924 zu vermeiden, werden die Behörden auf die Innehaltung der in der Bekanntmachung 

vom 15. 9. 1922 (St. A. S. 551/52 Ziff. II u. II feſtgeſetzten Anmeldetermine hingewieſen. 

Danzig, den 5. Dezember 1923. f 
Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. 

655 f Verordnung a 

über eine Anderung des Geſetzes über den Verkauf von Fieberthermometern vom 30. 1. 1923. gr 

Vom 23. 11. 1923. En 

Einziger Artikel. 

Auf Grund des $ 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 

vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird im § 4 geändert „50 000 Mark — fünfzigtauſend 

Mark“ — in „1000 — tauſend Gulden —“. a 
Danzig, den 23. November 1923. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 5 
Sahm. Dr. Schwartz. a . 


“- 


656 Verorduung 5 Be 
über eine Anderung des Geſetzes zur Ausführung des Internationalen Opiumabkom mens vam 5 
23. Januar 1912. Vom 20. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 769/771). Vom 23. 11. 1923. 
Einziger Artikel. 

Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 5 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird im 8 8, 1. Abſatz geändert „10 000 00 M — zen 
Millionen Mark“ — in „3000 — dreitauſend — Gulden“. N: 

Danzig, den 23. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. 3 Dr. Schwartz. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23. 12. 1923). 
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Verordnung 
betr. Jukrafttreten des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im Gebiet der 

Freien Stadt Danzig. Vom 11. 12. 1923. 
Auf Grund des 8 4 Abſatz 2 des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im Gebiet der 


Freien Stadt Danzig vom 20. November 1923 (Geſetzbl. Seite 1299 ff.) wird als Zeitpunkt des Inkraft⸗ 


tretens des genannten Geſetzes der 12. Dezember 1923 beſtimmt. Ausgenommen find die Artikel 1 und 


Artikel 3 des genannten Geſetzes. 


Auf Grund des Artikel 4 Abſ. 1 des genannten Geſetzes wird ferner beſtimmt, daß $ 8 des 
Münzgeſetzes vom 20. November 1923 (Geſetzbl. Seite 1303 ff.) dahin geändert wird, daß das Münz⸗ 
geſetz am 12. Dezember 1923 in Kraft tritt. 

Danzig, den 11. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


658 Verordnung 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 7. 12. 1923. 


Auf Grund des § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067 ff.) und des § 10 des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheck— 
ordnung vom 13. Mai 1921 (Geſetzbl. S. 53 ff.) wie folgt geändert: 

1. Im 8 1 Abſ. I wird ſtatt „ein Poſtſcheckamt“ geſetzt: das Poſtſcheckamt 
2. Im 8 1 Abſ. III wird ſtatt „Jedes Poſtſcheckamt“ geſetzt: Das Poſtſcheckamt 
3. Im 8 1 Abſ. IV erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 

„Auf Antrag erteilt das Poſtſcheckamt eine ſchriftliche Betätigung über. die Höhe des beim 
Abſchluß eines Buchungstags vorhanden geweſenen Kontoguthabens gegen eine Gebühr von 20 P, 
die der Antragſteller (Poſtſcheckgeſetz S 7) durch Aufkleben von Freimarken auf dem Antrag zu 
entrichten hat.“ 

4. Im 8 2 erhält Abſ. I folgende Faſſung: 
„Durch Zahlkarte können auf ein Poſtſcheckkonto Beträge in beliebiger Höhe eingezahlt 
werden. Der Abſender hat die Zahlkarte vor der Einlieferung zur Poſt mit Freimarken in Höhe 
der Zahlkartengebühr (Poſtſcheckgeſetz 8 5 Ziffer 1) freizumachen.“ 


} | 5. Im 8 2 Abſ. III erhält Satz 2 folgende Faſſung: 


„Der Betrag 5 in der Guldenwährung einzutragen und in Ziffern und in Buchſtaben aus⸗ 
zudrücken. 8 


6. Im 8 2 erhält Abſ. XII folgende Faſſung: 


„Für das Ausſtellen eines Doppels zum Einlieferungsſchein iſt eine Gebühr von 20 P 
vorauszuentrichten.“ 
7. Im 8 3 Abſ. I erhält der erſte Sat folgende Faſſung: 
„Zahlkarten bis 3000 G können auf Antrag des Abſenders dem Poſtſcheckamt telegraphiſch 
übermittelt werden.“ 5 
8. Im 8 3 Abſ. IV wird Ziffer 3 mit allen Angaben geſtrichen; ſtatt Ziffer „4“ wird geſetzt: 3. 
9. Im 8 6 Abſ. W erhält der dritte Satz folgende Faſſung: 
„Der Betrag iſt in der Guldenwährung einzutragen; er ift bei Überweiſungen, Schecken und 
Zahlungsanweiſungen in Ziffern und in Buchſtaben auszudrücken.“ 
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Im 8 7 Abſ. IV erhält der letzte Unterabſ. folgende Faſſung: 
„Vom Ausſteller werden durch Abbuchung von ſeinem Konto erhoben: 
bei ſchriftlicher Benachrichtigung eine Gebühr von 20 P für die Behandlung der 
Benachrichtigung, bei telegraphiſcher Benachrichtigung die Telegraphengebühr.“ 
Im 8 7 erhält Abſ. VII folgende Faſſung: 

„Der Poſtſcheckkunde kann eine lÜberweiſung zurücknehmen, folange der Betrag auf dem 
Konto des Empfängers noch nicht gutgeſchrieben iſt. 

Für Überweiſungen, die am Tage nach dem erſten Buchungsverſuch ohne Deckung bleiben, 
wird eine Gebühr von 20 P erhoben.“ 
§ 8 wird geſtrichen. 

Im § 9 erhält Abſ. I folgende Faſſung: 

„Der Höchſtbetrag eines Schecks iſt 25 000 G.“ 

Im 8 9 Abſ. IV erhalten Unterabſ. 3 und 4 folgende Faſſung: 

„Der Poſtſcheckkunde kann einen von ihm an das Poſtſcheckamt geſandten Scheck, in dem 
der Name des Empfängers angegeben iſt, zurücknehmen, ſolange die Zahlungsanweiſung dem 
Empfänger noch nicht zugeſtellt iſt. Iſt die Zahlungsanweiſung bereits an die Beſtimmungs⸗ 
poſtanſtalt abgeſandt, ſo wird bei brieflicher Übermittlung die in der Poſtordnung vorgeſehene 
Gebühr für den einfachen Einſchreibbrief, bei telegraphiſcher Übermittlung die in der Poſtordnung 
vorgeſehene Telegraphengebühr erhoben. Die Gebühren werden vom Konto des Ausſtellers 
abgebucht. 

Für Schecke, die am Tage nach dem erſten Buchungsverſuch ohne Deckung bleiben, wird 
eine Gebühr von 20 P erhoben. 

Im 8 9 Abſ. VII werden die Worte „bei demſelben oder einem anderen ieee geſtrichen. 
Im 8 9 Abſ. VIII wird Unterabſ. 3 geſtrichen. 
Im 8 9 Abſ. IX erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 

„Für das Ausſtellen des Doppels wird vom Empfänger eine Gebühr von 20 P erhoben.“ 
Im 8 9 Abſ. X erhält Satz 1 folgende Faſſung: 

„Scheckbeträge bis 3000 G können dem Empfänger durch telegraphiſche Zahlungsanweiſung 
übermittelt werden.“ 

Im 8 9 Abſ. X erhält Satz 5 folgende Faſſung: 

„Hat der Scheckausſteller die telegraphiſche Übermittlung beantragt, jo wird der Betrag des 
Schecks dem Empfänger unverkürzt überwieſen; außer dieſem Betrag werden die Telegraphen⸗ 
e a zutreffendenfalls das Eilzuſtellgeld für die Zuſtellung an den Empfänger vom Konto 
abgebucht.“ 

Im 8 9 Abſ. X, Unterabſ. 2 erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 

„Gewöhnliche Zahlungsanweiſungen bis 3000 G können auf Verlangen des Scheckausſtellers 

oder des Empfängers telegraphiſch nachgeſandt werden.“ 


Im 8 10 erhält Abſ. III folgende Faſſung: 


„Für Laufſchreiben wegen Sendungen des Poſtſcheckverkehrs (Zahlkarten, Überweiſungen, 
Schecke) wird eine Gebühr von 40 P erhoben.“ 


Im 8 11 wird ſtatt „die Poſtſcheckämter“ geſetzt: das Poſtſcheckamt 
Im 8 12 Abſ. 1 wird das Wort „zuſtändigen“ geſtrichen. 
„Die der Poſtſcheckordnung auf Grund der Verordnung vom 31. Oktober 1923 als Anlage bei⸗ 


gefügte „Überſicht über die Gebühren der Poſtſcheckordnung“ wird geſtrichen. 
Danzig, den 7. Dezember 1923. 
Der, Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förſter. 


aeg Verordnung 
zur Anderung des Poſtſcheckgeſetzes. Vom 7. 12. 1923. 


| Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067 ff.) wird mit ſofortiger Wirkung folgendes verordnet: 


Artikel J. 
Das Poſtſcheckgeſetz vom 26. März 1914 (Reichsgeſetzblatt S. 85) wird wie folgt geändert: 
1. 8 4 erhält folgende Faſſung: 

„Der Kontoinhaber kann über ſein Guthaben, ſoweit es die Stammeinlage überſteigt, in 
beliebigen Teilbeträgen durch Überweiſung auf ein anderes Poſtſcheckkonto oder mittels Schecks 
jederzeit verfügen.“ 5 

2. Im 8-5 erhält Ziffer 1 folgende Faſſung: 
„1. für eine Einzahlung mit Zahlkarte 
a) bei Beträgen bis 50 MM o 10 P 
b) „ 2 von mehr als 50 Ww. 25 Pl. 
3. Im 8 5 iſt der drittletzte Abſatz, beginnend mit „die Mindeſtgebühr“ zu ſtreichen. 
4. 8 6 erhält folgende Faſſung: 

„Die Sendungen des Poſtſcheckamts und der Poſtanſtalten an die Kontoinhaber, die Sen⸗ 
dungen zwiſchen Poſtſcheckamt und Poſtanſtalten, wie der Poſtanſtalten untereinander, ferner die 
Briefe der Kontoinhaber an das Poſtſcheckamt werden in Poſtſcheckangelegenheiten portofrei befördert. 
Für die Verſendung der Briefe der Kontoinhaber an das Poſtſcheckamt ſind beſondere Brief 
umſchläge ($ 10 Ziffer 2 dieſes Geſetzes) zu benutzen. Werden andere Briefumſchläge benutzt, ſo 
unterliegen die Sendungen dem gewöhnlichen Briefporto“. 

5. Im 8 10 letzter Abſatz werden geändert die Worte 
„Reichstag“ in „Volkstag“ und 
„Reichshaushalts“ in „Staatshaushalts“. 

N Artikel II. 


Die auf Reichsmarkwährung lautenden Poſtſcheckkonten werden am 15. Dezember 1923 geſchloſſen, 
das auf ihnen vorhandene Guthaben kann bis zum 24. Dezember d. Is. zurückgefordert werden. 
Geſchieht das nicht, ſo wird das Guthaben zu dem am Morgen des 24. Dezember geltenden amtlichen 
Kurſe in Danziger Gulden umgerechnet und auf das bereits vorhandene oder auf Antrag einzurichtende 
Guldenkonto übertragen. Bei der Umrechnung ſich ergebende Bruchteile unter ½ Danziger Pfennig 
werden nach unten, von ½¼ Pfennig und mehr nach oben auf volle Pfennig gerundet. Liegt der Antrag 
auf Eröffnung eines Guldenkontos nicht bis zum 24. Dezember 1923 beim Poſtſcheckamt vor, ſo wird 
das Reichsmarkkonto geſchloſſen und das Guthaben unter Rundung auf volle Milliarden Mark nach 
unten zurückgezahlt. Guthaben, die bei Umrechnung weniger als 1 Danziger Pfennig betragen würden, 
werden nur auf Antrag, der gleichfalls bis zum 24. Dezember 1923 beim Poſtſcheckamt vorliegen muß, 
in Reichsmark zurückgezahlt. Die nicht zurückgezahlten Beträge werden zur Poſtkaſſe vereinnahmt. 
5 8 Artikel III. 
Die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen erläßt die 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 


Danzig, den 7. Dezember 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förſter. 


— 
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660 Verordnung 
betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland. 5 8. 12. 1923. 


Auf Grund des 8 13 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 


Vom 15. Dezember 1923 an betragen die Fernſprechgebühren für die Geſprächseinheit von 
3 Minuten Dauer: 


a) im Verkehr mit Oſtdeutſchland 


z T 20 Centimen (Gold) 
„o Ae 40 2 5 0 
1 60 8 a 
Ve 2 TEE > 120 8 A 
„5 ee 180 2 5 
EEFFEFT RT 240 5 5 
IE EEE, 300 

uſw. für jede angefangenen weiteren 100 km 60 Centimen (Gold) mehr. 

b) im Verkehr mit Weſtdeutſchland 
ccc 210 Centimen (Gold) 
c 270 { = 
ee BE 1 ee 330 4 5 
„ ‚ —·˙⏑ ↄR YO 390 


uſw. für jede angefangenen weiteren 100 km 60 Centimen (Gold) mehr. 


Die zu zahlende Geſprächsgebühr ergibt ſich aus der Vervielfältigung der Centimen (Gold) für 
die Geſprächseinheit mit der jeweils geltenden, dem Wertbeſtande des Guldens entſprechenden Verhältnis⸗ 
zahl zum Goldfranken. 


Die Entfernungen bis zu 25 km werden nach der Luftlinie, die übrigen Entfernungen nach 


dem Taxquadratverfahren feſtgeſetzt. 
Für dringende Geſpräche wird die dreifache und für Blitzgeſpräche die hundertfache Gebühr erhoben. 


Für dringende Preſſegeſpräche dagegen iſt die Gebühr die gleiche wie für nichtdringende Fern⸗ 
geſpräche von gleicher Dauer. 


Überſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende 


Zeit bei Entfernungen bis zu 100 km nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten, bei Ent⸗ 


fernungen von mehr als 100 km nach einzelnen Minuten berechnet; in dieſem Falle wird für jede volle 
oder angefangene Minute ¼ der für die erſte Geſprächseinheit feſtgeſetzten Gebühr g. F. unter Ab- 
rundung auf eine durch 5 teilbare Pfennigſumme nach oben erhoben. 


Die Verordnung betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland vom 


27. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1135) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 8. Dezember 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
J. V.: Bodin. 


661 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland. Vom 11. 12. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 


EN 1316: 5 
Vom 15. Dezember 1923 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland 
auf allen Entfernungen 1 i 8 

ve a) bei gewöhnlichen Telegrammen 0,20 Gulden für jedes Wort, mindeſtens 2 Gulden, 

b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland 
vom 25. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1156) tritt gleichzeitig außer Kraft. ö 


Danzig, den 11. Dezember 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
* Zander. 
662 Druckfehlerberichtigung. 


In der Verordnung über Schiffsvermeſſungsgebühren vom 27. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1126) 
muß es im Artikel I 1, 4. Abſatz an Stelle 10 Gulden — 5 Gulden heißen. 


Danzig, den 3. Dezember 1923. ‚ 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


663 5 Berichtigung. 


i Der Artikel I Ziffer 15 des Geſetzes über die Gebühren der Rechtsanwälte und die Gerichts⸗ 
koſten vom 22. Oktober 1923 wird dahin berichtigt, daß in Abſatz 2 des dort geänderten § 78 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte zwiſchen den Worten „beanſprucht die Geſchäftsreiſe“ und „mehr als 
4 Stunden“ einzufügen iſt das Wort „nicht“. 


Danzig, den 3. Dezember 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


4 f i N 8 . 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


